
UR  CH KONVENTIO ZU SCHUTZE
DE ENSCHENRECHTE UN UNDFREI-

EITEN VO 1950

Die Unterzeichner-Staaten sind Belgien, Dänemark Frankreich Bundesrepublik Deutschland
Island Irlaud Italıen, Luxemburg, Niederlande, Norwegen, Daar, Türkei, Großbritannien

Die Bundesrepublik Deutschland hat die Konvention ratıfiziert durch Gesetz VO: August 1952
(Bundesgesetzblatt el 11 685)

In rwagung der Universellen Erklärung der Menschenrechte, die VO der
Allgemeinen Versammlung der Vereinten Natıonen Dezember 1948
verkündet wurde:

der Erwagung, daß diese Erklärung ezweckt die unıverselle und wirk-
S4111 Anerkennung un: Einhaltung der darin erklärten Rechte gewähr-
eisten

der Erwägung, dafß das Ziel des Europarats die Herbeiführung
yrößeren Eınigkeit SCINCNHN Mitgliedern 1ST und da{ß der Mittel ZuUur

Erreichung dieses Zieles der Wahrung un der Entwaicklung der
Menschenrechte und Grundtfreiheiten esteht

Bekräftigung ihres tiefen Glaubens diese Grundifreiheiten,
welche die Grundlage der Gerechtigkeit und des Friedens der Welt bilden
un deren Aufrechterhaltung wesentlich auf wahrhaft demokratischen
polıtischen Regıme eiINErSEITLSs unı auf SCMEINSAMECN Auffassung und
Achtung der Menschenrechte andererseits beruht VO  e} denen SIC sıch herleiten:

entschlossen als Kegierungen europäischer Staaten, die VO gleichen Geiste
eseelt sınd un CN SCMCINSAMCS Erbe SCISLIHCHN Guütern politıschen
Überlieferungen, Achtung der Freiheit un Vorherrschaft des Gesetzes be-
SıTZzen, dıe ersten Schritte auf dem Wege kollektiven Garantıe g-
WI1SSCr der UnıLuyersellen Erklärung verkündeter Rechte unternehmen:

vereinbaren dıe unterzei  neten Regierungen und Mitglieder des Kuropa-
folgendes:

Artikel
Dıie Hohen Vertragschließenden Teıle sıchern allen iıhrer Herrschaftsgewalt

unterstehenden Personen die Abschnitt dieser Konvention nıedergelegten
Rechte un Freiheiten
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SCHNITTI

Artıkel
(1) Das Recht jedes Menschen auf das Leben wırd gesetzlıch geschützt. Ab-

gesehen VO der Vollstreckung eines Todesurteils, das VO  w} einem Gericht 1
Falle eines mMi1t der Todesstratfe bedrohten Verbrechens ausgesprochen worden
Ist, darf ine absichtliche Tötung nıcht VOrSCchOMmMC werden.

(@2) Dıie Tötung wird icht als Verletzung dıeses Artikels betrachtet, wenn
Ss1€e sıch AaUSs einer unbedingt ertorderlichen Gewaltanwendung ergibt:
a) die Verteidigung eines Menschen gegenüber rechtswidriger Gewalt-

anwendung sicherzustellen:
ıne ordnungsgemäße Festnahme durchzutführen oder das Entkommen

eıner ordnungsgemäfß festgehaltenen DPerson verhindern:
C) 1 Rahmen der Gesetze einen Aufruhr oder einen Autstand untfer-

drücken. Artikel
Niemand dart der Folter oder unmenschlicher oder erniedrigender Strate

oder Behandlung unterworften werden.

Artiıkel
(1) Niemand darf 1n Sklaverei oder Leibeigenchaft gehalten werden.
(2) Niemand darf CZWUNgCN werden, Zwangs- oder Pflichtarbeit Z NVGI=

richten.
(3) Als „Z,wangs- oder Pilichtarbeit“ 1 Sınne dieses Artikels ilt nıcht

2) jede Arbeıt, die normalerweise VO  3 einer Person verlangt wırd, die untfter
den VO Artikel der vorliegenden Konvention vorgesehenen Bedingun-
SCH in aft gehalten oder bedingt freigelassen worden ıst
jede Dienstleistung militärischen Charakters, oder 1m Falle der Verweige-
un A4US Gewissensgründen in Ländern, diese als berechtigt anerkannt
1St, ine sonstıge Stelle der militärischen Dienstpflicht tretende Dienst-
leistung;

C) ede Dienstleistung 1mM Falle VO'  ; Notständen und Katastrophen, die das
Leben oder das Wohl der Gemeinschaft bedrohen:
jede Arbeıt oder Dienstleistung, die den normalen Bürgerpflichten
gyehört. Artikel
(®) Jeder Mensch hat eın echt auf Freıiheit un Sicherheit. Dıiıe Freiheit

dart eiınem Menschen LUr 1ın den folgenden Fällen un I11Ur auf dem ZESCLZ-
lich vorgeschriebenen VWege werden:
a) WeNn rechtmäfig nach Verurteilung durch ein zuständiges Gericht 1ın
aft gehalten wird;
WEeNn rechtmäßig festgenommen worden 1St oder in aftt gehalten wird
WESC Nichtbefolgung eınes rechtmäßigen Gerichtsbeschlusses oder ZUr Er-
ZWingung der Erfüllung einer durch das Gesetz vorgeschriebenen Ver-
pflichtung;
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C) wenn rechtmälßig festgenommen worden 1ST oder att gehalten wird
ZU 7Zwecke SC1NCL Vorführung VOrTr die zuständige Gerichtsbehörde, sotern
hinreichender Verdacht dafür besteht, da{ß der Betreftende 1Ne stratbare
Handlung begangen hat, oder begründeter Anlaß der Annahme esteht
daß notwendig 1iSt den Betreftenden der Begehung stratbaren
Handlune oder der Flucht nach Begehung solchen verhindern
wenn sıch die rechtmäßige aft C118 Minderjährigen handelrt die
A Zwecke überwachter Erziehung angeordnet 1ST der die recht-
mäfıge Hafrt C1NCS solchen, die zwecks Vorführung VOT die zuständige Be-
hörde verhängt 1SE

e) WE sıch rechtmälfßıger aft efindet, weıl 1Ne Gefahrenquelle
für dıe Ausbreitung ansteckender Krankheiten bıldet oder weil ZEISLES-
krank Alkoholiker rauschgiftsüchtig oder Landstreicher 15%
WCNN rechtmäßig festgenommen worden 1ST oder alt gehalten wird
weil daran yehindert werden soll unberechtigt das Staatsgebiet e1inN-

zudrıngen, oder weil er VOI ıhn schwebenden Auswelsungs-
der Auslieferungsverfahren betroften 1ST

(2) Jeder Festgenommene MU: unverzüglich un! ıhm verständ-
lıchen Sprache ber dıe Gründe SC1INEr Festnahme un! ber die ıh
erhobenen Beschuldigungen unterrichtet werden

®) Jede nach der Vorschrift des Absatzes C) dieses Artikels festgenom-
INCNE oder att yehaltene Person mMu: unverzüglıch Rıchter oder
eiNnem anderen, gesetzlich ZuUur Ausübung richterlicher Funktionen ermächtig-

Beamten vorgeführt werden Er hat Anspruch auf Aburteilung iınnerhalb
ANZSEMESSCHECN Frist oder auf Haftentlassung während des Verfahrens.

Die Freilassung annn VO  3 der Leistung Sicherheit für das Erscheinen
VOTr Gericht abhängig gemacht werden.

(4) Jeder, der SCUHNGT: Freiheit durch Festnahme oder aft eraubt IST hat
das echt Vertfahren beantragen, dem Vo  w} Gericht 11VOI-

züglich über dıe Rechtmäßigkeit der att entschieden wırd un Falle der
Widerrechtlichkeit Entlassung angeordnet wird

(5) Jeder, der5den Bestimmungen dieses Artikels VONN Festnahme
oder aft betroften worden iISt hat Anspruch aut Schadenersatz

Artikel
(1) Jedermann hat Anspruch darauf da{ß Sache billiger We1ise Ööfftent-

lich und innerhalb ANSCHMICSSCHNCH FErist gehört wird un WAar VO  >;

unabhängigen und unpartelischen aut Gesetz beruhenden Gericht das über
z1ıvilrechtliche Ansprüche un Verpflichtungen oder über die Stichhaltigkeit
der ıh erhobenen stratrechtlichen Anklage entscheiden hat Das
Urteıl MUu öftentlich verkündet werden, jedoch kann die Presse un die
Oftentlichkeit während der Verhandlung oder Teıles der-
selben Interesse der Sittlichkeit, der öffentlichen Ordnung der der at10-
nalen Sicherheit C1NCINMN demokratischen Staat ausgeschlossen werden, oder
WECNN die Interessen VO  e Jugendlichen oder der Schutz des Privatlebens der
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Prozefßparteien verlangen oder, unı Wr besonderen Umständen,
wenn die öffentliche Verhandlung die Interessen der Gerechtigkeit beein-
trächtigen würde, in diesem Falle jedoch NUur 1n dem nach Auffassung des (Ge-
richts erforderlichen Umfang.

(2) Bıs A gesetzlichen Nachweıs seiner Schuld wird V  D  ‘9 da{fß der
SCn einer estratbaren Handlung Angeklagte unschuldig 1SEt.

(3) Jeder Angeklagte hat mındestens (englischer Text), iınsbesondere (Iran-
7zösıscher Text) die folgenden Rechte

a) unverzüglich in einer tür ıh: verständlichen Sprache 1n allen Einzelheiten
über die Art und den Grund der iıh erhobenen Beschuldigung in
Kenntnıis DESECTZL werden;:
über ausreichende eIt un Gelegenheıit ZUuUr V9rbereitung seiner Verte1i-
digung verfügen;

C) sıch celbst verteidigen oder den Beistand e1INeSs Verteidigers seiner Wahl
erhalten und, talls ıcht über die Mıttel ZU1 Bezahlung eines Ver-

teidigers verfügt, unentgeltliıch den Beistand eines Pflichtverteidigers 1:

halten, WE dies 1mM Interesse der Rechtspflege erforderlich ISC:
Fragen die Belastungszeugen stellen oder stellen lassen un die
Ladung und Vernehmung der Entlastungszeugen NTier denselben Bedin-
SUNsSsCH WI1e die der Belastungszeugen erwirken:

3) die unentgeltliche Beiziehung eines Dolmetschers verlangen, WC111

(der Angeklagte) die Verhandlungssprache des Gerichts nıcht versteht oder
sıch ıcht darın ausdrücken kann.

Artıkel
(1) Niemand kann D einer Handlung oder Unterlassung verurteilt

werden, die ZUr eıit iıhrer Begehung nach inländischem oder internationalem
echt nıcht stratbar WAar, Ebenso dart keine höhere Stratfe als die im Zeit-
punkt der Begehung der stratbaren Handlung angedrohte Strate verhängt
werden.

(2) urch dieseh Artıkel dart die Verurteilung oder Bestrafung einer Per-
SO  e} nıcht ausgeschlossen werden, die sich einer Handlung oder Unterlassung
schuldig gemacht hat, welche 1mM Zeitpunkt ihrer Begehung nach den allge-
meınen VO  3 den zivilisıerten Völkern anerkannten Rechtsgrundsätzen strat-
bar WAar.

Artıkel
(1) Jedermann hat Anspruch aufAchtung se1nes Priıvat- un! Familienlebens,

se1iner Wohnung und se1ines Briefverkehrs.
(2) Der Eingriff einer Söfftentlichen Behörde 1n die Ausübung dieses Rechts

ISt 1Ur statthaft, insoweıt dieser Eingriff gesetzlich vorgesehen 1sSt und eine
Maßnahme darstellt, die 1n einer demokratischen Gesellschaft tür die natlo-
nale Sicherheit, die öffentliche Ruhe un! Ordnung, das wirtschaftliche Wohl
des Landes, die Verteidigung der Ordnung und ZuUur Verhinderung VO  a strat-
baren Handlungen, Z Schutz der Gesundheit un: der Moral oder un

Schutz der echte un Freiheiten anderer notwendig ISt.
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Artikel
(1) Jedermann hat AÄAnspruch aut Gedanken-, Gewissens- un Religions-

freiheit; dieses echt umta{(t die Freiheit des Einzelnen ZU Wechsel der
Religion oder der Weltanschauung sSOWwl1e die Freiheit, seine Religion oder
Weltanschauung einzeln oder 1n Gemeinschaft mMiıt anderen öftentlich der
privat, durch Gottesdienst, Unterricht, durch dıe Au;übung un Beachtung
relig1öser Gebräuche auszuüben.

(2) Die Religions- un: Bekenntnistreiheit darf ıcht Gegenstand anderer
als VO) Gesetz vorgesehener Beschränkungen se1n, die in einer demokra-
tischen Gesellschait notwendige Ma{ißnahmen 1im Interesse der öftentlichen
Sıcherheıit, der öftentlichen Ordnung, Gesundheit und Moral oder für den
Schutz der Rechte und Freiheiten anderer S11

Artikel
(1) Jeder hat AÄnspruch auf freıie Meinungsäußerung. Dıieses echt schliefßt

die Freiheit der Meınung und die Freiheit ZUuU Empfang und ZUr Mitteilung
VO  - Nachrichten oder Ideen ohne Eingriffe öftentlicher Behörden un hne
Rücksicht auf Landesgrenzen U Leser Artikel schlie{ßst nıcht x& dafß die
Staaten Rundfunk-, Lichtspiel- oder Fernsehunternehmen einem Geneh-
migungsverfahren unterwertfen.

(2) Da die Ausübung dieser Freiheiten Pflichten und Verantwortung M1t
sıch bringt, annn sS1C bestimmten, VO Gesetz vorgesehenen Formvorschriften,
Bedingungen, Einschränkungen oder Strafdrohungen unterworten werden,
WI1e Ss1e VO! Gesetz vorgeschrieben und 1n einer demokratischen Gesellschaft
1m Interesse der nationalen Sıcherheıit, der territorialen Unversehrtheit oder
der öffentlichen Siıcherheit, der Aufrechterhaltung der Ordnung und der Ver-
brechensverhütung, des Schutzes der Gesundheit und der Moral, des Schutzes
des Rutes oder der Rechte anderer, die Verbreitung VO  } vertrau-
lichen Nachrichten verhindern oder das Ansehen un: die Unparteilichkeit
der Rechtsprechung gewährleisten, unentbehrlich sind.

Artıkel
(1) lTle Menschen haben das Recht, sıch friedlich versammeln un: sich

trei mMIit anderen zusammenzuschließen, einschließlich des Rechts, ZU. Schutze
iıhrer Interessen Gewerkschaften bilden un diesen beizutreten.

(2) Dıie Ausübung dieser Rechte dart keinen anderen Einschränkungen
unterworten werden als den VO Gesetz vorgesehenen, die in einer emo-
kratischen Gesellschatt 1m Interesse der zußeren und inneren Sicherheıit, ZUX

Aufrechterhaltung der Ordnung und ZUr Verbrechensverhütung, Z Schutze
der Gesundheit und der Moral oder ZU Schutze der Rechte un Freiheiten
anderer notwendig sind. Dieser Artikel verbietet nıcht, daß die Ausübung
dieser Rechte für Mitglieder der Streitkräfte, der Polizei oder der Staats-
verwaltung gesetzlichen Einschränkungen unterworfen wird.
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Artıkel
Mıt Erreichung des Heıratsalters haben Männer und Frauen das Recht, eine

Ehe einzugehen un iıne Famiıilie nach den nationalen Gesetzen, die die Aus-
übung dieses Rechts regeln, gründen.

Artikel
Sınd dıe ın der vorliegenden Konvention festgelegten Rechte und Frei-

heiten verletzt worden, hat der Verletzte das Recht. ıne wirksame Be-
schwerde bei einer natiıonalen nstanz einzulegen, selbst wenn die Verletzung
VO)  e} Personen begangen worden 1st, die in amtlicher Eigenschaft gehandelt
haben

Artıikel
Der Genuß der in der vorliegenden Konvention festgelegten echte un

Freiheiten MU: ohne Unterschied des Geschlechts, der Rasse, Hautfarbe,
Sprache, Religion, politischen oder sonstigen Anschauungen, nationaler oder
soz1ıaler Herkunft, Zugehörigkeit einer nationalen Minderheıit, des Ver-
mOögens, der Geburt oder des sonstigen Status gzewährleistet werden.

Artıkel 75

(1) Im Falle eines Krieges oder eines anderen Ööftentlichen Notstandes, der
das Leben der Natıon bedroht, kann jeder der Hohen Vertragschließenden
Teıle Mafßhnahmen ergreifen, welche die in dieser Konvention vorgesehenen
Verpflichtung 1ın dem Umfang, den die Lage unbedingt erfordert, un
der Bedingung außer Kraft setzen, da{fß diese Maßnahmen nıcht in Wider-
spruch den sonstigen völkerrechtlichen Verpflichtungen estehen.

(@) Die vorstehende Bestimmung gESTLALLEL eın Außerkraftsetzen des Arti-
kels außer bei Todesfällen, die auf rechtmälßßige Kriegshandlungen zurück-
zuführen sind, oder der Artikel D (Absatz un

(3) Jeder ohe Vertragschließende Teıl, der dieses echt der Außerkraft-
SCLIZUNg ausübt, hat den Generalsekretär des Europarates eingehend ber die
getroffenen Ma{fßnahmen und deren Gründe unterrichten. Er mu den
Generalsekretär des Europarats auch über den Zeitpunkt 1in Kenntnis SCIZCN,
in dem diese Maßnahmen außer Kraft SIN und die Vorschriften
der Konvention wieder volle Anwendung finden

Artikel
Keıine der Bestimmungen des Artikel 1: 11 un: 14 darft ausgelegt WCI-

den.  9 daß s1e den Hohen Vertragschließenden Parteijen verbietet, die politische
Tätigkeit VOINl Ausländern Beschränkungen unterwerten.

Artikel
Keine Bestimmung dieser Konvention darf dahin ausgelegt werden, daß

Si1e für einen Staat, eine Gruppe oder eine Person das echt begründet, ıne
Tätigkeit auszuüben oder ine Handlung begehen, die auf die Abschaffung
der 1n der vorliegenden Konvention festgelegten Rechte un.: Freiheiten oder
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autf weıtergehende Beschränkungen dieser Rechte un Freiheiten, als in der
Konvention vorgesehen, hinzielt.

Artıkel
Die nach der vorliegenden Konvention gestatteten Einschränkungen dieser

Rechte un:! Freiheiten dürten ıcht für andere Zwecke als die vorgesehenen
angewandt werden.

BSCHNIT I1

Artikel
Um die Einhaltung der Verplflichtungen, welche die Hohen Vertragschlie-

Benden 'Teıle ın dieser Konvention übernommen haben, sicherzustellen,
werden errichtet:
z iıne europäische Kommissıon für Menschenrechte, 1mM folgenden „Kom-

missıon“ ZENANNT;
eın Europäischer Gerichtshof tür Menschenrechte, 1mM folgenden Gerichts-
hof“ ZCENANNT,

BSCHNIT 111

Artikel 20
Die Zahl der Mitglieder der Kommissıon entspricht derjenıgen der Hohen

Vertragschließenden Teile Der Kommissıon darf jeweils NUur eın Angehöriger
edes einzelnen Staates angehören.

Artikel 2
(1) Dıiıe Mitglieder der Kommıssıon werden VO Ministerausschufß mMI1t

absoluter Stimmenmehrheit nach eiınem VO Uro der Beratenden Versamm-
lung aufgestellten Namensverzeıichnis gewählt; jede Gruppe VO  e} Vertretern
der Hohen Vertragschließenden eıle ın der Beratenden Versammlung schlägt
drei Kandidaten VOT, VO  3 denen mıindestens We1 dıe Staatsangehörigkeit
des betreftenden Landes besitzen mussen.

(2) Dasselbe Vertahren ist, SOWeIlt anwendbar, einzuschlagen, dıe Kom-
missıon 1m Falle spateren Beıtrıitts anderer Staaten erganzen un sOoN.

freigewordene Sıtze NeCUu Z besetzen.

Artıkel 2
(1) Die Mitglieder der Kommıissıon werden für dıe Dauer VO  3 sechs Jahren

gewählt. Sıe können wiedergewählt werden. Jedoch läuft das Amt VO  e} sieben
der be] der Tsten Wahl gewählten Mitglieder nach Ablauf VO rel Jahren ab

(2) Dıie Mitglieder, deren Amt nach Ablauf der ECrSTICNH Amtsperiode Von reı
Jahren endet, werden VO Generalsekretär des Europarats unmittelbar nach
der erste'nWa.hl durch das Los bestimmt.

S6



FA RIO  LISCHE KONVENTION 1950

(3) Das Amt eines Mitglieds der Kommissıon, das Stelle eines anderen
Mitglieds, dessen ÄAmt noch nıcht abgelaufen War, gewählt worden ist. dauert
bıis ZU Ende der AÄmtszeıt se1nes Vorgangers.

(4) Die Mitglieder der Kommıissıon leiben bis ZU. Amtsantrıttihrer Nach-

xr —..-. > ..

tolger im Amt Danach leiıben S1€ in den Fällen tätıg, mMi1t denen s1e bereits
befaßt 101

Artikel
Die Mitglieder der Kommuissıon yehören der Kommissıon L1ULr als Einzel-

PEISONCH
Artikel 24

Jeder Vertragschließende eıl ann durch Vermittlung des Generalsekre-
tars  A des Europarats die Kommaissıon mMIt jeder angeblıchen Verletzung der
Bestimmungen der vorliegenden Konvention durch einen anderen Hohen
Vertragschließenden Teil betassen.

Artıkel 25

(1) Dıie Kommlıissıon annn durch eın den Generalsekretär des Europarats
gerichtetes Gesuch jeder natürlıchen Person, nıchtstaatlichen Organısatıon
oder Personenvereinigung AaNSsSCHANSCH werden, die siıch durch ıne Verletzung
der dieser Konvention anerkannten Rechte durch einen der Hohen Ver-
tragschließenden Teıle eschwert fühlt, vorausgeSsEeLZL, da{ß der betreftende
ohe Vertragschließende eıl ine Erklärung abgegeben hat, wonach die
Zuständigkeit der Kommissıon auf diesem Gebiete anerkannt hat Dıiıe Hohen
Vertragschließenden Teıle, die iıne solche Erklärung abgegeben haben, VOLr-

pflichten sich, die wirksame Ausübung dieses Rechts 1n keiner Weeıse
behindern.

(2) Dıiese Erklärungen können auch tür einen bestimmten Zeitabschnitt
abgegeben werden.

(3) Sıe sınd dem Generalsekretär des Europarats zu übermitteln, der den
Hohen Vertragschließenden Teıilen Abschritten davon zuleitet und für die
Veröftentlichung der Erklärungen TgZL.

(4) Die Kommissıon wird die iıhr durch diesen Artikel übertragenen Befug-
nısse LUr ausüben, WEeNnN mindestens sechs ohe Vertragschliefßende Teıle
durch die in den vorstehenden Absätzen vorgesehenen Erklärungen gebun-
den S1ind.

Artıkel
Dıie Kommıissıon ann siıch mit einer Angelegenheıt GESE nach Erschöpfung

der innerstaatlichen Rechtsmittelvertahren 1in Übereinstimmung mMLt den
allgemein anerkannten Grundsätzen des Völkerrechts un: innerhalb eiıner
Frist VO  w} sechs onaten nach dem Ergehen der endgültigen innerstaatlichen
Entscheidung befassen.

Arti/ee_l 27

(1) Dıiıe Kommissıon betafßt sıch ıcht mMi1t e‘inem vemäfßs Artikel e1n-
gereichten Gesuch, wenn
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a) anONyYmM IST;
MIt 1i1Nnem schon vorher VO  3 der Kommissiıon geprüften Gesuch überein-
SLULMMETE oder anderen ınternationalen Untersuchungs- oder Ausgleichs-
1NnstaAanz unterbreıitet worden 1ST un.: wenn keine Tatsachen
enthält
(2) Die Kommıissıon behandelt jedes vemäfß Artikel unterbreitete Gesuch

als unzulässig, WCILN SiIC tür unvereinbar IN den Bestimmungen dieser
Konvention, für offensichtlich unbegründet oder tür Mifsbrauch des
Beschwerderechts hält

(3) Dıie Kommiuissiıon jedes Gesuch zurück das S1IC yemäalß Artikel 26
tür unzulässig halt

Artikel
Falls die Ommı1ıssı10nN das Gesuch aNN1MML

a) hat S1C ZU: 7Zwecke der Tatsachenteststellung MI den Vertretern der
Parteien 1nNe kontradiktorische Prüftfung un! falls ertorderlich 1nNe Unter-
suchung der Angelegenheit vorzunehmen die betreftenden Staaten haben,
nachdem e1in Meiınungsaustausch INIL der Kommuissıon stattgefunden ha
alle Erleichterungen, die ur wirksamen Durchführung der Untersuchung
ertorderlich sind gewähren;
hat SlIe sıch ZUr Verfügung der beteiligten Parteien halten, damit C1inNn
freundschaftlicher Ausgleich der Angelegenheit auf der Grundlage der
Achtung der Menschenrechte, W1e sie dieser Konvention nıedergelegt
sınd erreicht werden annn

Artiıkel 29

(1) Dıie Kommlıissıon führt die Artikel bezeichneten Aufgaben durch
eCine Unterkommission d die aus sieben Mitgliedern der Kommissıion be-
esteht

(2) Jede der beteiligten Parteıen hat das echt 11 Person hrer W.ıhl
diese Unterkommission entsenden
(3) Die übrigen Mitglieder werden nach dem der Geschäftsordnung der

Kommissıon festgelegten Vertahren durch das Los bestimmt

Artikel 30
Gelingt der Unterkommission gemälßs rtik C1n Übereinkommen
erzielen, hat SIC Bericht anzufertigen, der den beteiligten Staaten,

dem Ministerausschuß un: dem Generalsekretär des LEuroparats ZUuUr Ver-
Offentlichung übersenden 1ST Der Bericht hat siıch auf 111e kurze Angabe
des Sachverhalts und der erzielten Lösung beschränken

Artikel 37
(1) Wıiırd iıne solche Lösung iıcht herbeigeführt hat die Kommıissıon

11ien Ber:cht über den Sachverhalt anzufertigen unı der rage Stellung
nehmen ob sich aus den festgestellten Tatsachen erg1bt, daß der betref-

fende Staat Verpflichtungen Aus der Konventıion verletzt hat In diesem
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Bericht können die Ansıchten samtlicher Mitglieder der Kommission über
diesen Punkt aufgenommen werden.

(2) Der Bericht 1St dem Miınıiısterausschufß vorzulegen; 1St. auch den betel-
lıgten Staaten vorzulegen, die nıcht das Recht haben, ıh veröftentlichen.

(3) Be1 der Vorlage des Berichts den Mıiınısterausschulß hat die Kommlıis-
s1on das Recht, VO  3 sıch die iıhr geeignet erscheinenden Vorschläge
unterbreiten.

Artiıkel
(1) Wırd die rage ıcht innerhalb eınes Zeitraums VO  3 dreı Monaten, VO

Datum der Vorlage des Berichts den Ministerausschufß gyerechnet, gemäfß
Artikel 48 dieser Konvention, dem Gerichtshof vorgelegt, entscheidet der
Ministerausschufß mit Zweidrittelmehrheit der Zur Teilnahme den SI1it-
ZUNSCH des Ausschusses berechtigten Miıtgliıeder, ob die Konvention verletzt
worden 1St.

@) Wird ıne Verletzung der Konventıion bejaht, hat der Mınister-
ausschufßß ınen Zeitraum festzusetzen, iınnerhalb dessen der betreftende ohe
Vertragschließende eıl die 1n der Entscheidung des Ministerauss  usSsses VOTLI-

gesehenen Ma{fßnahmen durchzuführen hat.
© Trifit der betreffende ohe Vertragschließende Teil ınnerhalb des VOTLFr-

geschriebenen Zeitraumes keine befriedigenden Mafsnahmen, beschließt
der Ministerausschuß mı1ıt der 1n vorstehendem Absatz vorgeschriebenen
Mehrheit, auf welche Weıse seine ursprüngliche Entscheidung vollstreckt
werden soll,; un veröftentlicht den Bericht.

(4) Dıe Hohen Vertragschließenden Teıle verpflichten sıch, jede Entschei-
dung des Ministerausschusses, die iın Anwendung der vorstehenden Absätze

ergéht, für sich als bıindend anzuerkennen.

Artikel 33
Diue Sıtzungen der Kommissıon finden unt  ® Ausschluß der Öflentli&1keit

Artikel 34
Die Kommissıon triıfit hre Entscheidungen mit Stimmenmehrheit der

anwesenden und der Abstimmung teilnehmenden Mitglieder; die Unter-
kommission triıfft ihre Entscheidung MI1It Stimmenmehrheit ihrer Mitglieder.

Artıikel
Die Kommissıon trıtt IIN  9 sooft die Umstände erfordern. Die

Sıtzungen werden vom Generalsekretär des Europarats einberuftfen.

Artikel
Dıie Kommission ihre Geschäftsordnung selbst test.

Artıkel 37
Dıie Sekretariatsgeschäfte der Kommissıon werden VvVo Generalsekretär

des Europarats W3.hrg€n0mm(:n.

Wimmer, Menschenrechte
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Artıikel 38

Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte besteht AUus ebensoviel
Rıchtern, WIEC der Europarat Mitglieder zäahlt. Dem Gerichtshof darf jeweıils
Nur eın Angehöriger jedes einzelnen Staates angehören.

Artıikel
(1) Dıie Mitglieder des Gerichtshofs werden von der Beratenden Versamm-

lung mıiıt Stimmenmehrheit ZUus einer Liste VO! Personen gewählt, die VO
den Mitgliedern des Europarats vorgeschlagen werden: jedes Mitglied hat
drei Kandidaten vorzuschlagen, VO'  3 denen mindestens zwe1l eigene Staats-
angehörıge seın mussen.

(2) Dasselbe Verfahren 1St, SOWEIt anwendbar, einzuschlagen, den
Gerichtshof 1m Falle spateren Beitritts anderer Staaten erganzen un:
freigewordene Sıtze besetzen.

(3) Die Kandidaten mussen das höchste sıttlıche Ansehen genießen und
mussen entweder die Befähigung für die Ausübung hoher richterlicher Ämter
sitzen oder Rechtsgelehrte VO  5 anerkanntem Rut se1in.

Artikel 40

(1) Dıie Mitglieder des Gerichtshofs werden für einen Zeıitraum VO  3 NECUNl

Jahren gewählt. Ihre Wiederwahl 1St zuläss1g. Jedoch läuft die Amtszeıt VO  3
vier bei der ersten Wahl gewählten Mitgliedern nach drei Jahren, die Ämlts-
zeıt VO  5 weıteren vier Mitgliedern nach sechs Jahren ab

(2) Dıie Mitglieder, deren Amtszeıt nach dreiı bzw. sechs Jahren ablaufen
soll, werden unmittelbar nach der ersten W.ahl VO Generalsekretär durch
das LOos bestimmt.

(3) Eın Mitglied des Gerichtshofs, das Z Ersatz e1nes anderen Mitglieds
gewählt wiırd, dessen Amtszeıt noch nıcht abgelaufen Wafr, bleibt bis ZU

Ablauf des Amts Se1INES Vorgäangers 1mMm Amt
(4) Dıe Mitglieder des Gerichtshots leiben 1M Amt bıs ZU Amtsantritt

ihrer Nachfolger. Nach ıhrer Ablösung bleiben sS1e ın den Fällen tätıg, mit
denen sS1e bereits befaßtä

Artıkel 41

Der Gerichtshof wählt seinen Präsidenten unı seinen Vizepräsidenten für
iınen Zeitraum VOoO  '3 drei Jahren. Wiederwahl C: zulässig.

Artıkel
Dıie Mitglieder des Gerichtshofs erhalten für jeden Arbeitstag eine Ent-

schädigung, deren Ööhe VO Ministerausschulß festgesetzt wird.
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Artikel 43
DiIe Prüfung jedes dem Gericht vorgelegten Falles erfolgt durch ME Kam-

MCTI, die Aaus sieben Rıchtern besteht Der Rıchter, der Staatsangehöriger eE1iINeEr

beteiligten Parteı oder, falls e1in solcher ıcht vorhanden IST. ine VO

diesem Staat benannte Person, die der Eigenschaft Rıchters den
Sıtzungen teilnimmt 1IST. VO AÄAmts Mitglied der Kammer; die
Namen der anderen Richter werden VO Präsidenten VOTL Begınn des Ver-
tahrens durch das Los bestimmt

Artikel 44
Das Recht, VOT dem Gerichtshof als Partejen aufzutreten, haben NUur die

Hohen Vertragschließenden Teıle und diıe Kommissıon.,
Artikel 45

Dıie Zuständigkeit des Gerichtshofs umfaßt alle die Auslegung und An-
wendung dieser Konvention betreftenden Fälle, dıe ıhm nach Artikel
vVonl den Hohen Vertragschließenden Teilen der der Kommissıon unfer-
breitet werden

Artıikel 46

( Jeder der Hohen Vertragschließenden Teile annn jederzeit die Erklä-
rung abgeben, da{fß CTr die Gerichtsbarkeit des Gerichtshofs ohne
und ohne besonderes Abkommen für alle Angelegenheiten, dıe siıch auf die
Auslegung und die Anwendung dieser Konvention beziehen als obligatorisch
anerkennt

(2) Dıie oben bezeichneten Erklärungen können bedingungslos oder un
der Bedingung der Gegenseitigkeit se1tfenNs mehrerer oder einzelner Vertrag-
schließender Teıle oder un Beschränkung xuf C1NCIL bestimmten Zeıitraum
abgegeben werden

(3) Diese Erklärungen sind beim Generalsekretär des Europarats hınter-
Jegen dieser übermuittelt den Hohen Vertragschließenden Teılen Abschriften
davon

Artıkel
Der Gerichtshof dart sıch IMIE 00100| Fall Nur befassen, nachdem die Kom-

IN1SS1ON anerkannt hat daß die Versuche ZUur Erzielung 1N6s Ausgleichs
Iehlgeschlagen sınd un: Nur VOr Ablauft der ın Artikel 32 vorgesehenen
Dreimonatsfrist

Artikel
Das echt ein Verfahren VOT dem Gerichtshotf an  ngen, haben NUur

die nachstehend aufgeführten Stellen, un ZWar entweder der Voraus-
SCELZUNg, daß der rage kommende ohe Vertragschließende eıl WeNnNn
1Ur beteiligt 1St oder sämtliche Hohen Vertragschliefßenden Teıle,
wenn mehrere beteiligt sind der obligatorischen Gerichtsbarkeit des Gerichts-
hofs unterworftfen sind oder aber £alls dies icht zutrıifit der Voraus-
SCTZUNg, daß der CINZISC Frage kommende Hohe Vertragschließende el
oder samtliche Hohen Vertragschließenden Teıle
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a) die Kommission;
der ohe Vertragschließende Teıl, dem der Verletzte angehört;

C) der ohe Vertragschließende Teıl, der die Kommissıon IMNIT dem Fall
betafßt hat
der ohe Vertragschließende eıl den sıch die Beschwerde richtet

Artikel 49
Wırd die Zuständigkeit des Gerichtshotes bestritten, entscheidet dieser

selbst
Artikel 50

Erklärt die Entscheidung des Gerichtshofs, dafß CN Entscheidung oder
Maßnahme gerichtlichen oder Behörde der Hohen Ver-
tragschließenden Teile gyanz oder teilweise IMI den Verpflichtungen A2UusSs

dieser Konvention Widerspruch steht un gestatten die innerstaatlichen
Gesetze des erwähnten Hohen Vertragschließenden Teıls 1Ur 1Ne unvoll-
k ommene Wiedergutmachung für die Folgen dieser Entscheidung der Ma{Sß-
nahmen hat die Entscheidung dies Gerichtshofs der verletzten Parteı
gegebenenfalls C1iNe gerechte Entschädigung zuzubilligen

Artıkel 57

(@) Das Urteil des Gerichtshofs 1ST begründen
(2) rıngt das Urteıil (Gsanzen oder einzelnen Teilen iıcht die über-

einstimmende Ansıcht der Richter ZzUuU: Ausdruck hat jieder Rıchter das
Recht, e1INEC Darlegung CISCNCN Ansıcht beizufügen

Artıkel 52
Dıie Entscheidung des Gerichtshofs 1STt endgültig.

Artikel 53
Die Hohen Vertragschließenden eıle übernehmen die Verpflichtung, sıch
allen Fällen, denen S1IC beteiligt sind nach der Entscheidung des (Ge-

richtshots richten
Artikel

Das Urteil des Gerichtshotes 15T dem Ministerausschuß zuzuleiten dieser
überwacht Durchführung.

Artikel 55
Der Gerichtshot 1Dt siıch Geschäftsordnung Unı bestimmt die Ver-

fahrensvorschriften.
Artikel 56

(1) Die Wahl der Mitglieder des Gerichtshofs findet sobald 1NS$S-

ZEeESAMT acht Erklärungen der Hohen Vertragschließenden Teıle gemäß Ar-
tikel 46 abgegeben worden sind

(2) Vor dieser W.ahl annn eın Vertahren VOTLr dem Gerichtshof anhängig
gemacht werden
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Artıkel
Nach Empfang entsprechenden Aufforderung durch den General-

cekretär des Europarats hat jeder ohe Vertragschließende eıl die erforder-
lichen Erklärungen abzugeben, welcher Weıse SC1H Recht die
wirksame Anwendung aller Bestimmungen dieser Konvention gewährleistet

Artıkel 58
Dıie Kosten der Kommissıon und des Gerichtshofs werden VO Europarat

etragen
Artikel 59

Die Mitglieder der Kommissıon und des Gerichtshofs genießen bei der
Ausübung iıhres Amtes die Artikel der Satzung des Europarats und den
hiernach abgeschlossenen Abkommen vorgesehenen Vorrechte üund Immuni1-
en.

Artikel
Keıne Bestimmung dieser Konvention darf als Beschränkung oder Mın-

derung der Menschenrechte un grundsätzlıchen Freiheiten ausgelegt
werden, die den Gesetzen Hohen Vertragschließenden Teıls oder

anderen Vereinbarung, der beteiligt ISTU, festgelegt sınd

Artikel 617
Keıine Bestimmung dieser Konvention beschränkt die durch die Satzung

des Europarats dem Ministerausschuß übertragenen Vollmachten

Artikel 62
Dıie Hohen Vertragschließenden eile kommen übereıin, dafß S1IC, sc1

denn auf Grund besonderer Vereinbarungen, keinen Gebrauch VO  _ zwiıschen
ıhnen geltenden Vertragen UÜbereinkommen oder Erklärungen machen WECI1'-

den, VO sıch nen Streıit die Auslegung oder Anwendung dieser
Konvention anderen Verfahren unterwerfen als ı der Konven-
LION vorgesehen 11ST

Artıkel 63

(1) Jeder Staat ann Zeitpunkt der Ratıfiızierung oder der Folge
jedem anderen Zeitpunkt durch 1116 den Generalsekretär des Europa-

Tats verichtete Mitteilung erklären, dafß diese Konvention auf alle oder‘ C11N-

zelne Gebiete Anwendung findet, für deren internationale Beziehungen
verantworrtlıich ı1IST.

(2) Auf das oder die ı der Erklärung bezeichneten Gebiete findet dıe Kon-
VeENtLION VO dreißigsten Tage Al VO Eıngang der Erklärung beim General-
sekretär des Europarats gerechnet, Anwendung.

(3) In den ZCNANNTLEN Gebieten werden die Bestimmungen dieser Konven-
LLON Berücksichtigung der örtlichen Notwendigkeiten angewendet.

(4) Jeder Staat, der eiNe Erklärung gemäfßs Absatz dieses Artikels ab-
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gegeben hat, annn jedem Zeitpunkt für e1Mn oder mehrere der
solchen Erklärung bezeichneten Gebiete erklären, daß die Zuständig-

eit der Kommissıon für die Behandlung der Gesuche von natürlichen Der-
ONCNH, nıchtstaatlichen Organıisationen oder Personengruppen gemäafß Ar-
tikel dieser Konvention aNnnımmt,

Artikel
(@5) JederStaat ann be] Unterzeichnung dieser Konvention oder beı Hinter-

legung SCAHNGT Ratiıfkationsurkunde bezüglich bestimmter Vorschriften der
Konvention HCN Vorbehalt machen, C1inN dieser Zeit seiINCMM
Gebiet gyeltendes Gesetz nıicht INIL der betreftenden Vorschrift übereinstimmt
orbehalte allgemeiner Art sind nach diesem Artikel nicht zulässig

(2) Jeder nach diesem Artikel gemachte Vorbehalt muß ML kurzen
Inhaltsangabe des betreffenden Gesetzes verbunden sSC1nMn

Artikel 65
(1) FEın Hoher Vertragschließender eıl ann diese Konvention iıcht VOLT

Ablauf VO  $ füntf Jahren nach dem Tage, dem die Konventlion für ıhn
wirksam wird und 1Ur nach AT sechs Monate vorher den General-
sekretär des Europarats gerichtete Miıtteilung kündigen; der Generalsekretär
hat den anderen Hohen Vertragschließenden Teılen VO. der Kündigung
Kenntnis geben

(2) FKıne derartige Kündigung bewirkt nıcht, dafß der betreffende ohe
Vertragschließende eil bezug auf irgendeine Handlung, welche ine

Verletzung -dieser Verpflichtungen darstellen könnte un: von dem Hohen
Vertragschließenden eıl VOTLT dem Datum sSC1HNECS rechtswirksamen Ausschei-
ens VOrSClNOMMEC wurde, VO  a Verpflichtungen nach dieser Kon-
vention befreit wird.

(3) Unter dem gleichen Vorbehalt scheidet ein Vertragsteil 2US dieser
Konvention Aaus, der aus dem EKuroparat ausscheidet

(4) Entsprechend den Bestiımmungen der vorstehenden Absiätze annn die
Konvention auch tür eCinN Gebiet gekündigt werden, auf das S1IC nach Artikel 63
ausgedehnt worden 1S5T

Artikel
(1) Diese Konvention steht den Mitgliedern des Europarates ZUr Unter-

zeichnung offen: S1e bedart der Ratifikation. Die Ratifikationsurkunden
sınd beim Generalsekretär des Kuroparats hinterlegen.

(2) Diese Konvention nach der Hinterlegung VO zehn Ratifikations-
urkunden ı Krafit

(3) Fur Unterzeichnerstaat, dessen Ratifikation spater erfolgt,
die Konvention Tage der Hinterlegung scC1Ner Ratifikationsurkunde ı
Krait

(4) Der Generalsekretär des Europarats hat allen Mitgliedern des Kuropa-
Yrats das Inkrafttreten der Konvention, die Namen der Hohen Vertrag-
schließenden Teile, die SIC ratıfiziert haben, die Hinterlegung jeder
Spater eingehenden Ratifikationsurkunde mitzutejlen
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